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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 95. und 96. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 20. Januar I960, 
und Freitag, den 22. Januar 1960 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


Warum hat die Bundesregierung dem Mini- 
sterpräsidenten der Provisorischen Algeri- 
schen Regierung, Herrn Ferhet Abbas, die 
Einreise in die Bundesrepublik verweigert 
und ihn am Verlassen des Flughafens Frank- 
furt (Main) gehindert? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Mini- 
sterpräsidenten die Einreise in die Bundes- 
republik zur Behandlung durch deutsche 
Ärzte zu gestatten? 

Abgeordneter Sind dem Auswärtigen Amt die in den ab- 

Bauer (Würzburg) gelaufenen Monaten sowohl im Inland wie 

im Ausland berichteten Ungeschicklichkeiten 
bekanntgeworden, die hinsichtlich der Men- 
schenbehandlung durch Personen aus dem 
Gebiet der Bundesrepublik zu verzeichnen 
waren, die — u. a. bei der Errichtung von 
Industrieanlagen — in neutralen bzw. „unter- 
entwickelten" Ländern tätig sind bzw, tätig 
geworden sind? 

Sind Maßnahmen vorgesehen bzw. schon 
Vorkehrungen getroffen worden in der 
Richtung, solche für längere Zeit in den er- 
wähnten Ländern eingesetzte Personen mit 
aufklärendem Informationsmaterial auszu- 
statten, das dem Ansehen der Bundesrepu- 
blik und einer ihr dienlichen freundlichen 
Atmosphäre durch ein den jeweiligen Gege- 
benheiten angepaßtes Auftreten und Ver- 
halten auch für die fernere Zukunft durch 
entsprechende Hinweise nützlich ist ? 

Kann die Bundesregierung Nachrichten bestä- 
tigen, wonach vielen Deutschen in der So- 
wjetunion (besonders Memeldeutschen), welche 
am 21. Juni 1941 die deutsche Staatsange- 
hörigkeit besaßen und demnach auf Grund 
der deutsch-sowjetischen Vereinbarungen vom 
8. April 1958 ein Recht auf Ausreise aus der 
Sowjetunion haben, die Ausreise aus der 
Sowjetunion nicht ermöglicht wird, weil ihnen 
Originalurkunden über die deutsche Staats- 
angehörigkeit fehlen? 


Abgeordneter 

Kraft 


Abgeordneter 

Blachstein 
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Bejahendenfalls: Was tut die Bundesregie- 
rung, um diesen Deutschen zu ihrem Recht 
gemäß der deutsch-sowjetischen Vereinbarung 
vom 8. April 1958 zu verhelfen? 


Abgeordneter Wann beabsiditigt die Bundesregierung, dem 

Schmitt Deutschen Bundestag den Entwurt eines 

(Vockenhausen) neuen Konsulargesetzes vorzulegen, nadidem 

sich seit Erlaß des mit wenigen Änderungen 
, noch heute geltenden Konsulargesetzes vom 

8. November 1867 die Struktur des deutschen 
Auswärtigen Dienstes und der Aufgabenkreis 
der Auslandsvertretungen wesentlich geändert 
haben und verschiedene Bestimmungen des 
Gesetzes überholt oder sogar gegenstandslos 
geworden sind ? 


Abgeordneter Weshalb hat der Herr Bundeskanzler bei 

Kalbitzer seinem Besuch Anfang Dezember 1959 in 

Paris der französischen Regierung verspro- 
chen, zweckdienliche Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um den Hamburger Hafen schärfer zu 
überwachen? 

An welche Überwachungsmaßnahmen ist 
gegebenenfalls gedacht, und auf welche Rechts- 
grundlagen sollen sich diese Maßnahmen 
stützen ? 

Soll durch diese Überwachung verhindert 
werden, daß die französischen Terrororgani- 
sation „Rote Hand" Haftminen an deutsche 
Schiffe anbringen kann? 

Sollen diese Maßnahmen auch französische 
Handels- und Verkehrsspionage im Ham- 
burger Hafen unterbinden ? 

Abgeordneter Ist die Meldung des „Corriere della Sera" 

Dr. Bücher vom 24. September 1959 unter der Überschrift 

„Applaudita replica dell'on. Pella all'inammis- 
sibile tesi di Kreisky" richtig, wonach der 
italienische Außenminister Pella am 23. Sep- 
tember 1959 am Schluß seiner Rede vor den 
Vereinten Nationen eingehend auf die Süd- 
tirolfrage zu sprechen gekommen sei und 
sich dabei gegen die Ausführungen des 
Österreichischen Ministers Kreisky gewandt 
und behauptet habe, Italien habe das De 
Gasperi-Gruber-Abkommen von 1956 erfüllt, 
außerdem hätten die Bewohner von Südtirol 
sich im Jahre 1939 bereits in einer freien 
Volksabstimmung mit großer Mehrheit für 
die Übersiedlung in das nazistische Deutsch- 
land entschieden? 

Billigt die Bundesregierung das Verhalten 
ihres Vertreters, der nach dieser Rede zu- 
sammen mit Vertretern anderer Länder dem 
Außenminister Pella gratuliert haben soll ? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Abgeordneter 

Dr. Arndt 


Abgeordneter 

Reitz 


Abgeordneter 

Dr. Bücher 


Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Gellersen) 


Hält die Bundesregierung es für eine Ehren- 
pflicht des Bundes und für eine Art der notwen- 
digen Wiedergutmadiung, daß der Bund solche 
Kunstwerke aus den Sammlungen der deut- 
schen Hauptstadt, die von den national- 
sozialistischen Machthabern aus Verfolgungs- 
gründen ins Ausland veräußert wurden, bei 
sich bietender Gelegenheit für die deutsche 
Hauptstadt zurückerwirbt, und zwar zusätzlich 
zu den laufenden Leistungen des Bundes für 
die Berliner Kunstsammlungen? 

Hatte der Bund keine Möglichkeit, am 27. 
November 1959 in Bern das für die Berliner 
Nationalgalerie (Kronprinzenpalais) früher 
repräsentative Bild von Emil Nolde „Christus 
und die Sünderin" zu dem Versteigerungspreis 
von etwa 130 000 DM zurückzuerwerben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Pioniere des deutschen Luftverkehrs im Höchst- 
fälle ein Ruhegeld von 168 DM monatlich 
nach den Rentenumstellungs- und Anpassungs- 
gesetzen erhalten? 

Besteht begründete Aussicht, daß die Deutsche 
Lufthansa AG, die in der Anlage A zum G 131 
nicht aufgenommen wurde, in der Dritten 
Novelle Berücksichtigung findet? 

Wenn dies nicht möglidi sein sollte, was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit 
dem Standpunkt des Herrn Innenministers 
— wie er im Rundschreiben des Staatssekretärs 
des Bundeskanzleramtes — (3-22113-2645/52) 
an alle obersten Bundesbehörden zum Aus- 
druck kommt — der neuen, Lufthansa gegen- 
über zugunsten der ehemaligen Besatzungen 
Geltung verschafft wird? 

Welche andere Wege hält die Bundesregierung 
für gangbar, um den Pionieren des deutschen 
Luftverkehrs endlich eine ausreichende Alters- 
versorgung zu sichern? 

Warum wurde der Herr Bundesminister für 
gesamtdeutsche Fragen zu der Besprechung 
zwischen dem Herrn Bundeskanzler und den 
Vertretern des Deutschen Olympisdien Komi- 
tees am 25. November 1959 nicht zugezogen, 
obwohl die dabei behandelte Frage der Flagge 
für die deutsche olympische Mannschaft in 
seinen Geschäftsbereidi fällt und er kurz zuvor 
mit Vertretern aller Fraktionen und dem Prä- 
sidenten des Deutschen Sportbundes * diese 
Frage erörtert hatte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob bei 
Einstellung von Bediensteten des mittleren 
und höheren Dienstes in die Dienststellen 
der drei Europäischen Gemeinschaften, des 
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Europäischen Parlaments, sowie des Sekre- 
tariats der Ministerräte ausreichende Kennt- 
nisse in zwei oder mehreren Sprachen der 
Gemeinschaft Voraussetzung sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die 
Dienstangehörigen der genannten Stellen ver- 
pflichtet sind, entsprechende Sprachkurse mit 
Abschluß innerhalb einer bestimmten Frist 
nachzuweisen, falls Kenntnisse in zwei oder 
mehreren Sprachen der Gemeinschaft nicht 
bestehen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Weise die Sprachenregelung im internen 
Schriftverkehr der Dienststellen der Gemein- 
schaften vereinbart ist, nachdem in der auf 
Grund des § 217 des EWG-Vertrages erlasse- 
nen Ministerrats-Verordnung Nr. 1 vom 
15. April 1958 die Sprachenregelung nur für den 
Schriftverkehr zwischen den Dienststellen 
geregelt ist? 

Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 

Lohmar den Anregungen des Deutschen Caritasver- 

bandes und der Multiple-Sklerose-Gesellschaft 
(vgl. „Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 
9. Januar 1960) die dringend benötigte Heil- 
stätte für an multiple Sklerose erkrankte 
Mitbürger zu finanzieren und entsprechende 
Schritte von sich aus zu unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


Abgeordneter Wird die Bundesregierung mit den Fraktionen 

Dr. Arndt des Bundestages in Verbindung treten, um mit 

ihnen zu erörtern, ob und welche Änderung 
des Grundgesetzes dadurch erforderlich ge- 
worden ist, daß das Bundesverwaltungsgericht 
feststellte, das Bundespatentamt sei eine 
Verwaltungsbehörde ? 

Wird zugleich mit den Fraktionen auch die 
Änderung und Ausführung des Artikels 95 GG 
besprochen und vorbereitet werden, nachdem 
der Bundestag zweimal einstimmig eine solche 
Gesetzgebung gefordert hat und jetzt auch 
der Deutsche Anwaltverein am 13. Oktober 
1959 diese Gesetzgebung, um die Einheit der 
Rechtsprechung zu wahren, als dringlich be- 
zeichnete? 


Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß unter 

Schmitt den Umsiedlern aus den unter polnischer 

(Vockenhausen) Verwaltung stehenden Ostgebieten sich auch 

Kinder befinden, die Unterhaltsansprüche 
gegen Väter haben, die dort verblieben sind? 
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Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit diese Unterhaltsansprüche erfüllt werden 
können ? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


Abgeordneter 

Seuffert 


Abgeordneter 

Reitzner 


Welche Anweisungen sind an die Wiedergut- 
machungsbehörden ergangen, um sicherzustel- 
len, daß ein rückkehrwilliger Verfolgter vor 
seinem endgültigen Entschluß zur Rückkehr 
sich die Gewißheit verschaffen kann, daß er 
im Falle der endgültigen Wohnsitznahme in 
der Bundesrepublik die Soforthilfe nach § 141 
BEG erhalten wird und daß die Soforthilfe 
nach der Wohnsitznahme auch unverzüglich 
ausgezahlt werden kann? 

Welche Meinung äußert die Bundesregierung 
zu der Kritik des Abgeordneten Toncic im 
Wiener Parlament, daß die deutsche Bundes- 
regierung nicht den Willen habe, die Ver- 
handlungen mit Österreich über die Ansprüche 
der Umsiedler und Heimatvertriebenen zu 
einem positiven Ergebnis zu führen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich ein 
großer Teil der Einwohner der Stadt Villingen 
durch ein unweit der Stadt liegendes Muni- 
tionslager ständig bedroht fühlen muß, da die 
Sprengung dieses Depots — dessen Areal 
seit seiner erneuten Anlage um das Zehn- 
fache vergrößert wurde — gegen Ende des 
Krieges großen Schaden anrichtete, so daß die 
Einwohner der unmittelbar benachbarten 
Wohngebiete auch heute in ständiger Angst 
vor einer Explosion leben, insbesondere da 
weder Menge noch Art der dort gelagerten 
Munition bekannt ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem berech- 
tigten Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung 
der Stadt Villingen Rechnung zu tragen und 
dem Wunsche der Stadtverwaltung auf eine 
Verlegung des Munitionslagers zu entsprechen? 

Nachdem Herr Staatssekretär Dr. Hartmann 
Müller-Hermann bereits im Juni 1957 vor dem Deutschen 

Bundestag erklärt hat, daß z. Z. geprüft würde, 
ob und inwieweit gewisse Sondersteuersätze 
für Mineralöl noch gerechtfertigt seien, und 
nachdem auch der Herr Bundesfinanzminister 
im Mai 1959 darauf hingewiesen hat, daß ein 
Beharren auf einer bestimmten Produktion 
oder Produktionstechnik zu Lasten der All- 
gemeinheit auf die Dauer nicht zu rechtfer- 
tigen sei, frage ich, 

welches Ergebnis die zugesagte Prüfung hatte 
und welche Konsequenzen seitens der Bun- 
desregierung für den Bereich des Mineralöl- 
abgabenrechts zu erwarten sind. 

Wie hoch schätzt der Herr Bundesfinanzmi- 
nister den Ausfall an Mineralölsteuern durch 
Gewährung von Sondersteuersätzen wiez.B. 
der Hydrierpräferenzen, und zwar jeweils 
getrennt in den Jahren 1960, 1961 und 1962? 


Abgeordneter 

Spitzmüller 


Abgeordneter 
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Abgeordneter Wann kann die Gemeinde Drais damit rechnen, 

Schultz daß die am 13. Januar 1959 vom Amt für 

Verteidigungslasten in Mainz in Aussicht 
gestellte Behebung der durch die Panzerstraße 
Mainz - Gonsenheim - Oberolmer Wald hervor- 
gerufenen Wasserschäden durchgeführt wird? 
Ist der Herr Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes bereit, die Wertminderung 
von durch den Bau der Panzerstraße unwirt- 
schaftlich gewordenen Restgrundstücken ge- 
sondert zu vergüten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


Abgeordneter 

Brück 


Abgeordneter 

Dr* Brecht 


Stimmt die Nachricht in der Tageszeitung 
„Die Welt" vom 30. Dezember 1959, wonach 
ein Abteilungsleiter des Bundeswirtschafts- 
ministeriums u.a. folgende Erklärung abge- 
geben haben soll: „Besonders stark haben sich 
die Unfälle der schweren Lastwagen vermehrt. 
Während auf 1000 Pkw zurzeit im Jahre 
260 Schadensfälle entfallen, verursachen 1000 
schwere Lkw mit über 6 Tonnen Eigenge- 
wicht 2200 Schäden im Jahr."? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Personen durch die 260 bzw. 2200 Schadens- 
fälle verletzt oder getötet wurden? 

Hält die Bundesregierung die geltenden Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuchs und des 
Wirtschaftsstrafgesetzes für ausreichend, um 
die Zunahme des Mietpreiswuchers, nament- 
lich bei Untermietverhältnissen, wirksam zu 
bekämpfen ? 

Ist es nach Ansicht der Bundesregierung nicht 
notwendig, gegen den Mietpreiswucher schär- 
fer vorzugehen? 


Abgeordneter Wie hoch beziffern sich die Kosten für die 

Bauer (Würzburg) durch den Herrn Bundeswirtschaftsminister 
weithin in der deutschen Presse veröffent- 
lichte Sylvester-Anzeige insgesamt, und wie 
wurde sie finanziert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

Abgeordneter Hält die Bundesregierung für richtig bzw. 

Cramer was gedenkt sie zu tun, daß nach § 55 

des Angestellten versicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes unter gewissen Voraussetzungen die 
Renten aus der Angestelltenversicherung ge- 
kürzt werden und die Bundesanstalt für An- 
gestelltenversicherung die jährlichen Erhö- 
hungen nur auf die gekürzten Renten zahlt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 


Abgeordneter 

Bals 


Abgeordneter 

Lohmar 


Trifft es zu r daß das Bundesverteidigungs- 
ministerium die Standortoffiziere über die 
Wehrkreiskommandos anwies, darauf hinzu- 
wirken, daß Offiziere, Unteroffiziere und 
Mannschaften den Protestkundgebungen der 
Kriegsopferverbände gegen die Bundesre- 
gierung fernbleiben? 

Ist das Bundesverteidigungsministerium der 
Meinung, daß das Soldatengesetz die Teil- 
nahme an solchen Protestkundgebungen nicht 
zuläßt ? 

Bis zu welchem Zeitpunkt gedenkt die Bun- 
desregierung dem Ausschuß für Verteidigung 
den endgültigen Entwurf des sogenannten 
Traditionserlasses für die Bundeswehr vor- 
zulegen ? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Abgeordneter 

Jacobs 


Abgeordneter 

Ritzel 


Abgeordneter 

Ritzel 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Interessengemeinschaft der durch den Ausbau 
der Staustufe Enkirch (Mosel) betroffenen 
Bürger der Stadt Traben-Trarbach u. a. die 
sofortige Zurückziehung der jetzt offen- 
liegenden Pläne und für die Neupläne ent- 
weder eine Senkung des Wasserspiegels der 
Mosel iin Stadtbereich von Traben-Trarbach 
um wenigstens 1,50 m oder die Verlegung 
der Staustufe moselaufwärts fordert? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit Hochwasserschäden als Folge des Aus- 
baus der vorgenannten Staustufe unter allen 
Umständen vermieden werden? 

Beabsichtigt das Kraftfahrt-Bundesamt an rund 
200 000 Kraftfahrzeugbesitzer und an rund 
5000 Mopedfahrer im ganzen Bundesgebiet 
die Frage zu stellen, wie viele Kilometer 
diese Fahrzeugbesitzer mit ihrem Kraftfahr- 
zeug im Jahre 1959 gefahren sind? 

Entspricht diese Maßnahme einer Anordnung 
des Bundesverkehrsministeriums ? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sich aus einer solchen Feststellung ein zu- 
verlässiger Überblick über die Belastung des 
Straßennetzes im Bundesgebiet ergibt? 

Ich frage den Herrn Bundesverkehrsminister, 
bis wann die Vorschläge zur Beseitigung der 
schienengleichen Kreuzung der Bundesstraße 
42 mit der rechten Rheinuferlinie der Bundes- 
bahn vorliegen und w r elche ihm bekannten 
verschiedenen Lösungen voraussichtlich seine 
Zustimmung finden werden. 
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Abgeordneter Erhält der Bund für alkoholfreien Verkehr e V 

Schultz finanzielle Zuwendungen aus Mitteln des 

Bundeshaushalts, wenn ja, auf welche Höhe 
belaufen sie sich? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


Abgeordneter 

Cramer 


Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


Abgeordneter 

Folger 


Abgeordneter 

Ritzel 


Abgeordneter 

Hackethal 


Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Saarbrücken) 


Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 
daß Pakete von Aurich nach dem 10 km ent- 
fernten Ort Westerloog regelmäßig über 
Bremen, Wilhelmshaven, Jever nach Ogen- 
bargen geleitet werden, um sie von dort an 
den Empfänger auszuliefern? 

Weiß der Herr Minister, daß auf diese Weise 
derartige Pakete fast 300 km befördert werden 
und für eine tatsächliche Entfernung von 10 km 
bis zu 8 Tagen Reisezeit benötigen? 

Gibt es im Bereich der Bundespostverwaltung 
noch mehr solcher Kuriositäten? 


Sind die Pressemeldungen richtig, wonach 
versuchsweise die Eintragungen in den Fern- 
sprechbüchern gekürzt und dabei die Vor- 
namen grundsätzlich abgekürzt werden sollen? 


Warum hat die Deutsche Bundespost anläßlich 
des 200. Geburtstages Friedrich von Schillers 
am 10. November 1959 nur in Berlin eine 
Sondermarke herausgegeben? 

Wann wird die in keiner Weise mehr zeit- 
gemäße Begrenzung des § 9 Abs. 2 der Post- 
sparkassenordnung aufgehoben? 

Sind dem Herrn Bundespostminister die 
Zustände in der Postzustellung auf dem 
Lande, vor allem bei den einzeln liegenden 
Höfen bekannt? 

Hält er die Postzustellung in zweitägigen 
Abständen vereinbar mit dem Beförderungs- 
monopol der Bundespost? 

In welchen gesetzlichen Bestimmungen fin- 
den derartige Maßnahmen ihre rechtliche 
Grundlage ? 


Billigt der Herr Bundespostminister die neuer- 
dings im Saarland eingeführte Methode, die 
Eintragungen der Fernsprechteilnehmer im 
amtlichen Fernsprechbuch so weitgehend ab- 
zukürzen, daß der normale Benutzer nicht 
mehr in der Lage ist, die einzelnen Fern- 
sprechteilnehmer voneinander zu unter- 
scheiden? 
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Billigt der Herr Bundespostminister insbe- 
sondere die Abkürzung der Vornamen durch 
einen oft mehrfach gleichlautenden Anfangs- 
buchstaben ? 

Billigt er des weiteren die weitgehende Ab- 
kürzung der Berufsbezeichnungen und Orts- 
bezeichnungen, so daß beispielsweise Ein- 
tragungen folgender Art im Fernsprechbuch 
des Saarlandes für Sulzbach — Seite 155 — 
herauskommen: „Sattler O Ardi Du", wobei 
gemeint ist: Sattler, Otto, Oswald o. ä. r Archi- 
tekt in Dudweiler (das dem Fernsprechnetz 
von Sulzbach angeschlossen ist) ? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß kriegs- 

Weber zerstörte Bauernhäuser, die mit Mitteln des 

(Georgenau) Ersten Wohnungsbaugesetzes aufgebaut 

wurden und bei denen Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude entsprechend dem landschafts- 
gebundenen Einhaustyp sich unter einem 
Dach befinden und nur durch eine Brand- 
mauer getrennt sind, nicht als Familienheim 
im Sinne des § 7 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes anerkannt werden, weil die ge- 
werbliche Nutzfläche größer ist als die Wohn- 
fläche? 

Ist die Bundesregierung bereit, die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß diese 
Bauernhäuser so behandelt werden, als wären 
Wohn- und Wirtschaftsgebäude getrennt? 


Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage und 

Dr. Brecht bereit, zu ihrem Bericht über die Förderung 

von Familienheimen genauer als bisher und 
getrennt anzugeben, wie viele der in den 
letzten Jahren mit öffentlichen Mitteln ge- 
förderten Familienheime nach dem Zweiten 
Wohnungsbaugesetz zugute gekommen sind 

a) kinderreichen Familien, 

b) Schwerkriegsbeschädigten, 

c) Kriegerwitwen mit Kindern, 

d) sonstigen Bevölkerungkreisen mit geringem 
Einkommen, 

e) Bevölkerungskreisen mit höherem Ein- 
kommen, sofern sie dafür eine Wohnung 
an eine leistungsschwache Familie über- 
lassen haben, 

f) sonstigen Personen der Bevölkerungs- 
kreise mit höheren Einkommen? 
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Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, in wie 

Dr. Brecht vielen Fällen und mit welchem Gesamtbetrag 

seit Inkrafttreten des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes öffentliche Baudarlehen für Familien- 
heime vorzeitig abgelöst worden sind und 
welcher Kapitalnachlaß dabei gewährt wurde ? 

Wieviel des Ausfalles hat der Bund und 
wieviel die Länder getragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familien- 
und Jugendfragen 

Aus welchen Gründen ist die Veröffentlichung 
der von dem Herrn Bundesminister für Fami- 
lien- und Jugendfragen erstellten Denkschrift 
über die wirtschaftliche Situation der Familien 
in der Bundesrepublik unterblieben? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Herr 
Bundeskanzler den Herrn Bundesminister für 
Familien- und Jugendfragen angewiesen hat, 
die Veröffentlichung der genannten Denk- 
schrift zu unterlassen und bereits ausgegebene 
Exemplare dieser Schrift wieder einzuziehen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Denk- 
schrift nicht erscheinen durfte, weil sie ein zu 
düsteres Bild von der wirtschaftlichen Situation 
der Familien mit Kindern in der Bundes- 
republik gibt? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

Abgeordneter Was weiß die Bundesregierung über die 

Jacobi schädlichen Wirkungen synthetisdier Wasch- 

mittel (Detergentien) im natürlichen Wasser- 
haushalt? 


Bonn, den 14. Januar 1960 


Abgeordnete 

Frau Döhring 
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